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T I T E L-T H E M A

Modernisierung des  
Besteuerungsverfahrens  
geht voran

Das Gesetzgebungsverfahren zur Moderni-
sierung des Besteuerungsverfahrens geht in 
die entscheidende Schlussphase. Am 13. April 
2016 nahm die Bundessteuerberaterkam-
mer als Sachverständige an der Anhörung 
im Finanzausschuss des Deutschen Bun-
destages teil und nutzte die Gelegenheit, 
gegenüber den Parlamentariern die für den 
Berufsstand wichtigsten Punkte deutlich zu 
machen. Zudem forderte die BStBK neben 
der Notwendigkeit, auch zukünftig ein trans-
parentes Besteuerungsverfahren zu sichern, 
die Organisationsnotwendigkeiten des Be-
rufsstands nicht aus den Augen zu verlieren. 
Die geplante Regelung, den Mandanten die 
Steuererklärung vor und nach der elektro-
nischen Übermittlung freizeichnen zu lassen, 
sei ebenso zu überdenken wie die Einführung 
von zufallsgesteuerten Vorabanforderungen 
mit nicht verlängerbarer Dreimonatsfrist und 
automatischen Verspätungszuschlägen.

Stellungnahme zum  
Gesetzentwurf veröffentlicht

Im Vorfeld der Anhörung veröffentlichte die 
Bundessteuerberaterkammer eine umfang-
reiche Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung. Klar ist, dass der Be-
rufsstand das Ziel des Gesetzentwurfs, die 
Grundlagen für einen modernen Steuervoll-
zug zu schaffen, grundsätzlich unterstützt. 
Die frühzeitige Einbeziehung der beteiligten 
Organisationen in den Diskussionsprozess 
hat sich positiv ausgewirkt. Umgesetzt wurde 
insbesondere die langjährige Forderung der 
BStBK, die Frist für die Abgabe der Steuer-
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erklärungen von beratenen Steuerpflichtigen 
auf den 28. Februar des Zweitfolgejahres zu 
verlängern. Damit wird berücksichtigt, dass 
auch aufgrund der Datenübermittlung durch 
Dritte die Bearbeitung der Jahressteuererklä-
rungen erst im März beginnen kann.

Überschießende Regelungen  
des Gesetzentwurfs 

Allerdings stellen die an die Fristverlänge-
rung anknüpfenden Regelungen, nach denen 
Steuererklärungen mit einer Bearbeitungs-
frist von drei Monaten zufallsgesteuert vorab  
angefordert werden können, für die Praxis 
ein großes Problem dar. Diese Fristen sind 
nicht verlängerbar. Ihre Nichteinhaltung wird 
mit automatischen Verspätungszuschlägen 
sanktioniert. Die Bundessteuerberaterkam-
mer machte deutlich, dass hier ein erheb-
licher Eingriff in die freiberufliche Arbeits-
organisation der Steuerberaterkanzleien 
vorliegt, insbesondere in Fällen, in denen 
es zu einer Häufung von zufallsgesteuerten 
Vorab anforderungen durch die Finanzver-
waltung kommt. Eine Fristverlängerung im 
Einzelfall muss möglich bleiben und die auto-
matischen Verspätungszuschläge dürften 
keine Anwendung finden.

Abbau der Nutzenasymmetrie gefordert

Mit Nachdruck forderte die BStBK auch den 
Abbau der Nutzenasymmetrie in dem Gesetz-
gebungsvorhaben. Bislang profitiert über-
wiegend die Finanzverwaltung von der Mo-
dernisierung des Besteuerungsverfahrens. 

Sie verlagert auch aufgrund verringerter 
Personalressourcen immer mehr Aufgaben 
des Besteuerungsverfahrens auf den Steuer-
pflichtigen und seinen Berater. Im Gegenzug 
muss die Finanzverwaltung dann auch für 
mehr Rechtssicherheit und -klarheit sorgen. 
Die Bundessteuerberaterkammer schlägt vor, 
kurzfristig die verbindliche Auskunft und die 
Anrufungsauskunft konsequent auszubauen, 
um hierdurch mehr Rechts- und Planungs-
sicherheit zu schaffen. 

Transparenz des Besteuerungs
verfahrens sicherstellen

Weiterhin machte die BStBK deutlich, dass 
die Daten, die der Besteuerung zugrunde 
liegen, erkennbar bleiben und ihre Herkunft 
und Verwendung in der Veranlagung klar 
sein müssen. Erforderlich ist ein transpa-
rentes Verfahren. Die geplanten Regelungen, 
die künftigen Risikomanagementsysteme 
nicht offenzulegen, verfehlen dieses Ziel  
und sorgen für geringe Akzeptanz bei den 
Steuerpflichtigen. Zu einem transparenten 
Besteuerungsverfahren gehört zudem die 
Möglichkeit der freien Kommunikation mit 
dem Finanzamt. Eine nur formularartige, in 
eine Richtung beschränkte Kommunikation 
ist für den Steuerpflichtigen und seinen Be-
rater nicht zeitgemäß.

Die Stellungnahme der Bundessteuerberater-
kammer an den Finanzausschuss des Bun-
desstages zum Gesetzentwurf zur Moderni-
sierung des Besteuerungsverfahrens finden 
Sie unter www.bstbk.de.

http://www.bstbk.de/de/presse/stellungnahmen/archiv/20160405_stellungnahme_bstbk/index.html
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Langjährige Forderung der BStBK  
umgesetzt: Rechtssicherheit bei den 
USt-Sondervorauszahlungen

S T E U E R R E C H T

Seit 2011 setzt sich die Bundessteuerberater-
kammer für mehr Rechtssicherheit bei USt-
Sondervorauszahlungen ein. Nun kann sie 
endlich einen Erfolg verzeichnen.

Zum Hintergrund: Die Veröffentlichung des 
BFH-Urteils vom 16. Dezember 2008 (Az. VII R 
17/08) im Bundessteuerblatt hatte für Rechts-
unsicherheit gesorgt. Der Bundesfinanzhof 
(BFH) hatte festgestellt, dass bei Widerruf der 
Dauerfristverlängerung und Anrechnung der 
Sondervorauszahlung in der jeweiligen Um-
satzsteuer-Voranmeldung der insoweit nicht 
verbrauchte Betrag der Sondervorauszahlung 
nicht zu erstatten sei, sondern erst mit der 
Jahressteuer verrechnet werden solle. 

Die Finanzverwaltung wollte seinerzeit dieses 
Urteil anwenden, hatte jedoch die tatsäch-
liche Anwendung des Urteils aus technischen 
Gründen immer wieder verschoben. Die BStBK 
setzte sich seit Veröffentlichung des Urteils 

dafür ein, dass die Grundsätze dieses Urteils 
nicht angewendet werden sollten, da bei An-
wendung dieses Urteils auf alle Steuerfälle die 
Unternehmen vor großen Liquiditätsproble-
men stünden. 

Nunmehr hat sich der Gesetzgeber entschie-
den, die Grundsätze des Urteils nicht anzu-
wenden und die bisherige Verwaltungspraxis 
bei der Anrechnung der Sondervorauszahlung 
ausdrücklich in der Durchführungsverordnung 
festzuschreiben. Damit sind die Aussagen des 
Urteils für künftige Fälle nicht mehr gültig. Dies 
sorgt für Rechtssicherheit.

Die BStBK hat am 1. März 2016 eine Stel-
lungnahme zum Referentenentwurf der 
Mantelverordnung abgegeben, in dem die 
oben erwähnte Anpassung der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung enthalten ist. In 
Kürze wird der Kabinettsbeschluss der Ver-
ordnung erwartet.

BStBK-Ausschuss 50 „Internationales Steuerrecht“

B S T B K

v. l. n. r.: Josef Ludwig, Dr. jur. Ingo Kleutgens, Prof. Dr. Jürgen Lüdicke, Raimund Mader, Prof. Dr. Christoph 
Löffler, Dr. Helmut Hauswirth, BStBK-Vizepräsident Volker Kaiser, Rainer Soboll, Prof. Dr. Christian Schmidt

Ministerialdirigent Martin Kreienbaum (li.) 
und BStBK-Vizepräsident Volker Kaiser

Am 1. März 2016 traf sich der Ausschuss 
50 „Internationales Steuerrecht“ zu seiner 
konstituierenden Sitzung nach der Neube-
setzung. Vorsitzender des Ausschusses ist 
BStBK-Vizepräsident Volker Kaiser (Soest). 
Die weiteren Ausschussmitglieder sind Dr. 
Helmut Hauswirth, Dr. jur. Ingo Kleutgens, 
Prof. Dr. rer. pol. Christoph Löffler, Prof. 
Dr. Jürgen Lüdicke, Josef Ludwig, Raimund  
Mader, Prof. Dr. rer. pol. Andreas Oestreicher, 
Jörg Penner, Prof. Dr. Christian Schmidt und 
Rainer Soboll.

Zu Gast war bei der ersten Sitzung MDg 
Martin Kreienbaum, Leiter der Unterabtei-
lung für Internationales Steuerrecht und 
EU-Steuerharmonisierung im Bundesfinanz-
ministerium.

Der Ausschuss befasst sich mit aktuellen 
Fragen des Internationalen Steuerrechts. Die 
Ausschussmitglieder unterstützen die Bundes-
steuerberaterkammer bei der Erarbeitung von 
Stellungnahmen gegenüber dem deutschen 
Gesetzgeber und dem Bundesfinanzministe-

rium sowie gegenüber der EU-Kommission 
und der OECD. Wichtige aktuelle Themen sind 
die Umsetzung der Ergebnisse aus dem BEPS-
Projekt der OECD und des Aktionsplans zur 
Unternehmensbesteuerung der EU-Kommis-
sion auf EU-Ebene und in Deutschland.

Darüber hinaus begutachten die Ausschuss-
mitglieder jährlich die Bewerbungen für den 
Förderpreis „Internationales Steuerrecht“ der 
BStBK und erarbeiten eine Empfehlung für 
das Präsidium.

Förderpreis 2016 
ausgeschrieben

D W S - I N S T I T U T

Das Deutsche wissenschaftliche Institut 
der Steuerberater e.V. (DWS-Institut) hat 
den DWS-Förderpreis 2016 für eine hervor-
ragende Abschlussarbeit aus den Gebieten 
Steuerrecht, betriebswirtschaftliche Steuer-
lehre und Finanzwissenschaft ausgeschrieben. 
Bis zum 31. Juli 2016 können Nachwuchs-
wissenschaftler ihre Arbeiten einreichen.

Der Preis ist mit 3.000 Euro dotiert. Zusätz-
lich wird die prämierte Arbeit in der wissen-
schaftlichen Schriftenreihe des DWS-Instituts 
veröffentlicht. Bewerben können sich Absol-
venten juristischer oder wirtschaftswissen-
schaftlicher Fakultäten.

Die Preisverleihung findet am 28. November 
2016 im Rahmen des Symposiums des DWS-
Instituts in Berlin statt.

Die detaillierten Bewerbungsbedingungen und 
weitere Informationen sind abrufbar unter  
www.dwsinstitut.de.
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18.04.2016
Die Welt 
Eine solide Rendite mit Immobilien

15.04.2016
Süddeutsche Zeitung 
Verkaufen oder warten?

29.03.2016
Die Welt 
Immobilienumsätze knacken  
200-Milliarden-Euro-Marke

24.03.2016
Die Welt 
Reinigung von Arbeitskleidung 

22.03.2016
Steuerberater Magazin
Wir wollen uns im Kampf um die besten 
Köpfe behaupten 

15.03.2016
Rheinische Post online
Zuschuss für Mitarbeiter zur Gesund-
heitsvorsorge 

Diese und weitere  
Presseveröffentlichungen unter:  
www.bstbk.de/de/presse/bstbk_medien

DIE BSTBK IN DEN MEDIEN

Handelsrechtliche Neuregelung  
der Bewertung von  
Pensions rückstellungen 

S T E U E R R E C H T

Im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung 
der Wohnimmobilienkreditrichtlinie wurde in 
§ 253 Abs. 2 und Abs. 6 (neu) eine Änderung 
des Handelsgesetzbuchs vorgenommen. Die 
erste Änderung regelt, dass künftig eine Ab-
zinsung bei Pensionsrückstellungen auf Basis 
des durchschnittlichen Marktzinssatzes der 
vergangenen zehn Geschäftsjahre anstatt bis-
her sieben Geschäftsjahre erfolgen muss. Den 
Differenzbetrag zwischen alter und neuer Be-
rechnungsweise darf das Unternehmen nicht 
als Gewinn ausschütten. Die Neuregelung ist 
erstmals auf für nach dem 31. Dezember 2015 
endende Geschäftsjahre anzuwenden. Zu-
gleich haben Unternehmen ein Wahlrecht, die 
Neuregelung auch für nach dem 31. Dezember 
2014 beginnende und vor dem 1. Januar 2016 
endende Geschäftsjahre anzuwenden.

Die Bundessteuerberaterkammer begrüßte in 
ihrer Stellungnahme vom 12. Februar 2016 
den eingeschlagenen Weg gerade im Hinblick 
auf das Erfordernis einer zusätzlichen Alters-
vorsorge. Gleichzeitig wies sie darauf hin, 
dass grundsätzliche Probleme nicht gelöst 
werden, sondern wegen der auch weiterhin 
anhaltenden Niedrigzinsphase lediglich in die 
Zukunft verlagert werden.

Die BStBK betont, dass die handelsrechtliche 
Bewertung von Pensionsrückstellungen ge-
rade bei kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen zu erheblichen Belastungen führt. 
Die abweichende handelsrechtliche Bewer-

tung der Pensionsrückstellungen einerseits 
und ihres steuerrechtlichen Pendants ande-
rerseits können dazu führen, dass aufgrund 
der höheren Bewertung handelsrechtlich kein 
Jahresüberschuss entsteht, aufgrund der 
steuerrechtlich vorzunehmenden niedrigeren 
Bewertung der Pensionsrückstellungen je-
doch Steuerzahlungen anfallen. Dies führt 
in bestimmten Fällen dazu, so die BStBK, 
dass zwar einerseits ausschüttbarer Gewinn 
fehlt, andererseits dennoch Steuerzahlungen 
zu entrichten sind, die zu einem Liquiditäts-
engpass führen. Nach Auffassung der BStBK 
sollte daher eine Anpassung des Zinssatzes 
in § 6a EStG erfolgen, um hier wieder einen 
Gleichklang zwischen Handelsrecht und 
Steuerrecht herzustellen.

Die in § 253 Abs. 6 Satz 2 HGB vorgesehene 
Ausschüttungssperre für durch die Neure-
gelung entstehende Bewertungsgewinne ist 
nach Auffassung der BStBK inkonsistent 
geregelt. Sie nimmt nicht auf § 268 Abs. 8 
HGB Bezug bzw. hätte rechtssystematisch 
von vornherein besser in § 268 Abs. 8 HGB 
geregelt werden müssen. Dies hat zur Folge, 
dass die durch § 253 Abs. 6 HGB ausschüt-
tungsgesperrten Beträge nicht zugleich auch 
abführungsgesperrt sind, also beim Vorliegen 
eines Ergebnisabführungsvertrages an die 
Obergesellschaft abgeführt werden müssen. 
Diese Regelung kann nach Ansicht der BStBK 
zu weiteren, auch steuerrechtlichen Frage-
stellungen Anlass geben.

B E R L I N

Treffen mit dem Präsidenten des DStV am 9. März 2016
Am 9. März 2016 trafen sich der BStBK-Präsident Dr. Raoul Riedlinger und der DStV-Präsi-
dent Harald Elster zu einem ausführlichen Gespräch. Themen waren u. a. die Fortbildungs-
pflicht der Steuerberater und die Zukunft der Steuerberaterprüfung. Es wurde vereinbart, 
den Austausch zwischen den Organisationen auch auf Arbeitsebene weiter zu intensivieren.

B E R L I N

Gespräch Dr. Riedlinger  
mit der BRAK am 9. März 2016
Im Rahmen eines Gesprächs mit der  
Bundesrechtsanwaltskammer am  
9. März 2016 erörterte BStBK-Präsident 
Dr. Raoul Riedlinger mit dem BRAK- 
Präsidenten Ekkehart Schäfer berufs-
politische Themen. Im Mittel punkt des 
Gesprächs standen die Kontrollierbarkeit 
der Fortbildungspflicht, die neueste 
Rechtsprechung zum Berufsrecht, der 
Erhalt der Kapitalbindungsvorschriften 
und die neue Binnenmarktstrategie der 
EU-Kommission.
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I M P R E S S U M

Gewinnrealisierung  
bei Abschlagszahlungen

Neues aus der ETAF

S T E U E R R E C H T

E U R O PA

Die Finanzverwaltung hat ihre Auffassung zur 
Gewinnrealisierung bei Abschlagszahlungen 
mit dem am 15. März 2016 veröffentlich-
ten BMF-Schreiben revidiert. Damit hebt sie 
das dazu ergangene Schreiben vom 29. Juni 
2015 auf.

Für die Praxis ist das ein gutes Signal, denn 
gerade kleinere Betriebe hätten die recht-
liche und buchhalterische Abgrenzung von 
Abschlagszahlungen und Vorschüssen kaum 
leisten können. Die BStBK begrüßt, dass die 
Urteilsgrundsätze des Bundesfinanzhofes 
(BFH) nun nicht mehr auf Fallkonstellationen 
angewendet werden sollen, die im Urteil 
selbst nicht angelegt waren. Die Einwände der 
BStBK und der Hinweis auf die zahlreichen 
offenen Fragen, die sich bei der Umsetzung 

der nun wieder aufgehobenen Verwaltungs-
auffassung ergeben hätten, sind somit erfolg-
reich gewesen.

Zum Hintergrund: Mit Urteil vom 14. Mai 
2014 (Az. VIII R 25/11, BStBl. II 2014, S. 968) 
hatte der BFH entschieden, dass die Gewinn-
realisierung bei Planungsleistungen eines 
Ingenieurs nicht erst mit der Abnahme oder 
Stellung der Honorarschlussrechnung eintritt, 
sondern bereits dann, wenn der Anspruch auf 
Abschlagszahlung entstanden ist. Die Finanz-
verwaltung hatte zunächst die Auffassung 
vertreten, dass die Urteilsgrundsätze nicht 
nur auf Abschlagszahlungen nach der HOAI 
anzuwenden sind, sondern darüber hinaus 
auch auf Abschlagszahlungen bei Werkverträ-
gen nach § 632a BGB.

Der Vorstand der ETAF verabschiedete am 
23. März 2016 u. a. den Haushaltsplan, dis-
kutierte die erste Testversion des neu entwi-
ckelten Internetauftritts und traf Entschei-
dungen in diversen administrativen Fragen. 
Sehr ausführlich widmeten sich die Vor-
standsmitglieder der für den Herbst 2016 an-
stehenden Konferenz der ETAF, der als erster 

Auftritt der Organisation mit Außenwirkung 
eine besondere Bedeutung zukommt. Ferner 
nahm der Vorstand die Fachberichte zu den 
wichtigsten steuer- und berufspolitischen The-
men und die Erläuterungen im Hinblick auf die 
Entwicklung einer gemeinsamen politischen 
Strategie der ETAF entgegen, womit sich die 
Arbeitsgruppe derzeit intensiv befasst.

S E M I N A R

Neues Seminar: 
„Einheitsbilanz 
passé?“

Spätestens mit dem Inkrafttreten des Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) wei- 
 chen Handelsbilanz und Steuerbilanz nicht 
zuletzt wegen des Fortfalls der umgekehrten 
Maßgeblichkeit immer weiter voneinander ab. 
Daraus resultiert in vielen Fällen das Erforder-
nis einer Abgrenzung latenter Steuern. Auch 
der weiterhin geltende Grundsatz der Maß-
geblichkeit der Handelsbilanz für die Steuer-
bilanz wird zunehmend durchbrochen.

Das Auseinanderfallen von Handels- und 
Steuerbilanz erschwert es dem Steuerberater 
in zunehmendem Maße, den Überblick über 
die abweichenden Ansatz- und Bewertungs-
grundsätze zu behalten und den unterschied-
lichen Zwecken der Handelsbilanz einerseits 
und der Steuerbilanz andererseits gerecht zu 
werden.

Aus diesem Grunde bietet die Bundessteu-
erberaterkammer das Seminar „Einheitsbi-
lanz passé? – Aktuelle bilanzsteuerrechtliche 
Entwicklungen“ an. Als Referenten wurden 
StBin/WPin Prof. Dr. Ursula Ley und StB Dr. 
Alexander Bohn, beide von Ebner Stolz aus 
Köln, verpflichtet. Sie geben den Seminarteil-
nehmern eine Hilfestellung bei der Bewälti-
gung dieser höchst komplexen Materie. 

Die Seminartermine sind abrufbar unter 
www.bstbk.de/de/seminarekongresse.

B U N D E S K A M M E R V E R S A M M L U N G

Am 11. April 2016 empfing BStBK-Präsident Dr. Raoul Riedlinger die Delegierten der 
93. Bundeskammerversammlung in Stuttgart. Zu Gast war Dr. Nils Schmid, stellvertre-
tender Ministerpräsident und Minister für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg. 
Er richtete ein Grußwort an die Delegierten. Anschließend berichtete erstmals das neu 
gewählte Präsidium zu aktuellen Themen im Steuer- und Berufsrecht. Im Rahmen der 
zweitägigen Versammlung diskutierten die Delegierten vor allem die Entwicklungen im 
Gesetzgebungsvorhaben zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens und die Präsenz 
des steuerberatenden Berufs in Europa. Ein Überblick zu den laufenden Aktivitäten zur 
Zukunft des Berufs rundete die Diskussion ab.

v. l. n. r.: Carsten Fischer, Karl-Heinz Bonjean, Edgar Wilk, Dr. Hartmut Schwab, Bettina Bethge, Dr. Raoul Riedlinger,  
Dr. Nils Schmid, Dr. Holger Stein, Volker Kaiser, Roland Kleemann, Boris Kurczinski


